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1) Begrüßung und Feststellung der Beschlussfähigkeit 

Der Vorsitzende begrüßt die Anwesenden und Zuseher, stellt die Beschlussfähigkeit fest und eröffnet 

die Sitzung. Der Tagesordnungspunkt 15 („nicht öffentlich / Ehrenbürgerernennung Pfarrer Trenti“) 

wird auf Antrag des Vorsitzenden abgesetzt, da der Vorgeschlagene keine Ehrung wünscht. Die 

Gemeindevertretung folgt dem Antrag einstimmig. 

2) Berichte des Bürgermeisters 

Der Bürgermeister berichtet über nachfolgende Themen: 

Für die Waldkindergruppe wurde nach der Kündigung der bisherigen Räume eine rasche Lösung 

gefunden: Ein „Waldkinderwagen“ dient künftig als Ausweichquartier und wurde von der Fachstelle 

Elementarpädagogik des Landes offiziell genehmigt. 

Beim Schulcampus-Projekt sind deutliche Fortschritte zu verzeichnen: Der positive 

Genehmigungsbescheid der Bezirkshauptmannschaft liegt bereits vor, und erste organisatorische 

Maßnahmen – darunter der Umzug der Connexia-Elternberatung – wurden bereits umgesetzt. 

Die ärztliche Versorgung in Hörbranz ist weiterhin gesichert: Dr. Andro Trvdeic bleibt als Allgemeinarzt 

im Ort tätig und hat neue eigene Praxisräume bezogen. Die dadurch frei gewordenen 

Praxisräumlichkeiten werden zur Nachbesetzung ausgeschrieben. 

 

3) Vereinbarung Investitionskosten Schulsprengelgemeinden 

Der Gebäudekomplex der Mittelschule Hörbranz wird durch die Neugestaltung des Schulcampus 

Hörbranz in den Jahren 2025-2028 nach den Plänen der ARGE Schulcampus Hörbranz umgestaltet 

und renoviert.  

Die Investitionskosten für die Sanierung und Adaptierung der Mittelschule Hörbranz inklusive der 

Räumlichkeiten für die Mittagsbetreuung belaufen sich auf EUR 12.869.622,84 nach der 

Kostenrechnung vom 20.11.2024 des Bauprojektleiters Paul Martin.  

Es besteht die Möglichkeit die Kosten den Sprengelgemeinden Hohnweiler und Möggers ohne 

Vereinbarung gem. § 21 Abs. 3 Schulerhaltungsgesetz vorzuschreiben. Dabei ist es zulässig 2/3 des 

Investitionsaufwandes auf 15 gleiche Jahresraten geteilt zu verumlagen. Bei dieser Variante bekommt 

nur die Standortgemeinde Hörbranz eine Förderung in Form einer Bedarfszuweisung (aktuell 39%).  
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Die zweite Möglichkeit ist, die Kosten mittels Vereinbarung auf die Sprengelgemeinden aufzuteilen. 

Aufgrund einer Kooperation mit den Sprengelgemeinden können neben den Bedarfszuweisungen für 

jede Gemeinde (aktuell Hörbranz 39%, Hohenweiler 48% und Möggers 53%) zusätzlich noch eine 

Strukturförderung von max. EUR 250.000,00 je Gemeinde lukriert werden.  

 

Variante 1: mit Vereinbarung

Hörbranz Hohenweiler Möggers gesamt

Schülerzahlen aktuell 175 22 17 214

Baukostenanteil Mittelschule 10.524.224,29 1.323.045,34 1.022.353,22 12.869.622,84

- Bedarfszuweisungen 39% 48% 53%

-4.104.447,47 -635.061,76 -541.847,20 -5.281.356,44

- Strukturförderung 15% 30% 35%

max. EUR 250.000,00 -250.000,00 -250.000,00 -250.000,00 -750.000,00

Investitionskosten nach Förderungen Land 6.169.776,81 437.983,58 230.506,01 6.838.266,40

Zinsen 3,25% Laufzeit 30 Jahre/ halbj. RZ 3.204.164,83 402.809,29 311.261,73 3.918.235,85
*Zinsaufwand wird über Betriebsaufwand abgerechnet und wird hier nur informativ angeführt.

 

Variante 2: ohne Vereinbarung

Hörbranz Hohenweiler Möggers gesamt

Schülerzahlen aktuell 175 22 17 214

Baukostenanteil Mittelschule 12.869.622,84

abzgl. Förderung Hörbranz Bedarfszuweisung 39% -5.019.152,91

Gesamtinvestitionsaufwand 7.850.469,93

2/3 des Investitionsaufwandes gem. § 21 Abs. 3 Schulerhaltungsgesetz 5.233.646,62

15 Jahre aufzuteilen 348.909,77

Aufteilung nach Schülern jährlich 285.323,41 35.869,23 27.717,13

Gesamtbetrag nach 15 Jahren 4.279.851,21 538.038,44 415.756,97
+ 1/3 Standortgemeinde 2.616.823,00
Gesamt 6.896.674,21 538.038,44 415.756,97
Zinsen 3,25%  Laufzeit/ halbjährl. RZ* 3.678.446,86 462.433,32 357.334,84 4.498.215,02
*Zinsaufwand wird über Betriebsaufwand abgerechnet und wird hier nur informativ angeführt.

 

Gegenüberstellung Variante 1 zu 2:

Hörbranz Hohenweiler Möggers Gesamt

Variante 1 mit Vereinbarung 6.169.777,00 437.983,00 230.506,00 6.838.266,00

Variante 2 ohne Vereinbarung 6.896.674,21 538.038,00 415.757,00 7.850.469,21

Ersparnis bei Variante 1 726.897,21 100.055,00 185.251,00 1.012.203,21

Ersparnis in % 10,5% 18,6% 44,6%

 

Die Gemeinden Hohenweiler und Möggers haben die Vereinbarung bereits beschlossen und 

unterzeichnet.  

 

Bürgermeister Andreas Kresser erklärt auf Anfrage, dass der Zinsaufwand anteilig über die 

Betriebskosten an die beteiligten Gemeinden weiterverrechnet wird und Änderungen der Vereinbarung 

nur schriftlich und mit Unterschrift aller beteiligten Gemeinden wirksam sind. 

 

Auskunftsperson und Leiterin des FVW Sabine Greissing beantwortet eine Frage folgendermaßen: Die 

abgeschlossene Vereinbarung zwischen den beteiligten Gemeinden mindert für alle drei Gemeinden 

den Aufwand. Somit ergibt sich daraus auch ein klarer finanzieller Vorteil für die Marktgemeinde 

Hörbranz. 
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Es wird der 

A n t r a g 

 

gestellt, die Gemeindevertretung der Marktgemeinde Hörbranz möge beschließen: 

 

Die Gemeinde Hörbranz möge der vorliegenden Vereinbarung mit den Sprengelgemeinden 

Hohenweiler und Möggers zur Verteilung des Investitionsaufwandes zustimmen. 

 

Abstimmungsergebnis:  

Der Antrag wird einstimmig angenommen. 

 

4) Kreditvergabe Projekt Schulcampus 

Für das Projekt Schulcampus mit einem Gesamtvolumen von EUR 43.346.844,83 hat die FRC – 

Finance & Risk Consult GmbH den Auftrag erhalten, die Marktgemeinde Hörbranz bei der 

Kreditausschreibung fachlich zu beraten und zu begleiten.  

Es wurden insgesamt 14 Banken von FRC zur Ausschreibung für die angefragte Finanzierung 

eingeladen. Die Auswertung der ca. 50 verschiedenen Angebote wurde in zwei Berichten der FRC, 

einmal für die Zwischenfinanzierung und einmal für die Langfristfinanzierung, zusammengefasst.  

 

Es wurde nur die Ausschreibung für die Bauetappe 1 vorgenommen, um so die Möglichkeit zu haben, 

bei wirtschaftlichen Unsicherheiten, das Bauprojekt nach der ersten Etappe einzustellen.  

 

Die Ausschreibung wurde unterteilt in eine Zwischenfinanzierung in der Höhe von EUR 8,5 Mio. zur 

Überbrückung des Einlangens der Fördermittel und eine Langfristfinanzierung (Laufzeit 30 Jahre) mit 

einem Finanzierungsvolumen von EUR 14,0 Mio.  

 

Bei der Zwischenfinanzierung ist die Hypo Oberösterreich sowohl bei der variablen Verzinsung als auch 

bei der fixen Verzinsung Bestbieter. Bei der Langfristfinanzierung ist Bestbieter mit einer variablen 

Verzinsung die Sparkasse Bregenz, die Hypo Tirol hat die besten Konditionen bei einer Festverzinsung 

angeboten.  

 

Aufgrund der Verschiebung der Umsetzung der Turnhalle mit Baubeginn März 2026 hat sich eine 

zeitliche Änderung ergeben beim Geldbedarf, welche bei der ersten Ausschreibung noch nicht bekannt 

war. Für die Gemeindevertretungssitzung wurden den Banken die neuen Fristen mitgeteilt und es 

wurden die 3 Besten Banken der Erstausschreibung eingeladen ihre Angebote bis zum Tag der Sitzung 

zu aktualisieren, unter der Voraussetzung, dass die Angebote bis zum Tag nach der Sitzung Gültigkeit 

haben.  

 

Den Mitgliedern des Finanzausschusses wurde am 23.06.2025 bei der Sitzung die erhaltenen 

Angebote präsentiert. Der Protokollentwurf, des noch nicht genehmigten Protokolls, der 

Finanzausschusssitzung sowie die Abschlussberichte von FRC sind beigefügt.  

 

Der Antrag entspricht der einstimmigen Empfehlung des Finanzausschusses. 

 

Herr Heinz Hofstätter erläuterte, dass die FRC für Hörbranz eine detaillierte Marktsondierung 

durchgeführt hat. Basierend auf Baukosten, Eigenmitteln und dem geplanten Abruf der Förderungen 

wurden eine Zwischen- sowie Langfristfinanzierung passgenau ausgeschrieben. FRC analysierte die 

Angebote hinsichtlich Zinssätzen, Konditionen und Planbarkeit und empfahl der Gemeinde – auf Basis 
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klarer Zahlen und zur Risikominimierung – jeweils das wirtschaftlich beste und stabilste Angebot 

auszuwählen. 

 

Nach der Präsentation von Herrn Hofstätter fragte Gemeindevorstand Josef Siebmacher nach dem 

Honorar; Bürgermeister Kresser erklärte, es wurde ein Fixhonorar vereinbart, unabhängig von den 

erreichten Konditionen – keine Provision oder Erfolgsbeteiligung. Es wurde ergänzend mitgeteilt, dass 

Vergleichsangebote mit anderen Anbietern eingeholt wurden und FRC als Bestbieter hinsichtlich Preis-

Leistung und Expertise ausgewählt wurde. 

 

Das Schulcampus-Projekt stellt laut Gemeindevorstand Dominik Greissing einen besonderen 

finanziellen Kraftakt dar, der die Budgeterstellung und finanzielle Entscheidungen der Gemeinde 

langfristig prägt. Bürgermeister Andreas Kresser bestätigte dies und betonte, dass die Finanzierung 

sorgfältig geplant wurde und die Herausforderungen in den kommenden Jahren bewusst sind. 

Es wird der 

A n t r a g 

 

gestellt, die Gemeindevertretung der Marktgemeinde Hörbranz möge beschließen: 

 

Die Gemeinde Hörbranz möge den Empfehlungen des Finanzausschusses grundsätzlich zu folgen und 

die Zwischenfinanzierung in Höhe von € 8,5 Mio an die HYPO OÖ mit einem Fixzinssatz von 2,34% 

über die gesamte Laufzeit von 3 Jahren endfällig am 30.6.2028 zuzuschlagen. Weiters soll die 

Langfristfinanzierung über € 14 Mio an die Sparkasse Bregenz mit einer Laufzeit von 30 Jahren ab der 

1. Tilgung zugeschlagen werden. Die ersten beiden Tranchen über zusammen € 8,5 Mio sollen dabei 

mit einem Fixzinssatz von 3,031% über eine Periode von 10 Jahre versehen werden. Danach erfolgt 

eine variable Verzinsung auf Basis des Angebots von 6M-Euribor + 0,43% bzw sind alternative 

Handlungsoptionen möglich. 

Die 3. Tranche über maximal € 5,5 Mio soll aufgrund der notwendigen Flexibilität bei der Ausnutzung 

in 2027/2028 und Rückzahlung mit einer variablen Verzinsung auf Basis 6M- Euribor + 0,43% 

zugeschlagen werden. Der Fixzinsanteil am Gesamtfinanzierungsvolumen für das Projekt, Bauteil 1 

beträgt dann für die Zeit beider Finanzierungen rd 75%. Nach Rückzahlung der Zwischenfinanzierung 

Mitte 2028 beträgt der Anteil der fixen Verzinsung am Gesamtfinanzierungsvolumen für das Projekt, 

Bauteil 1 voraussichtlich rd 60% (bei voller Ausnutzung der variabel verzinsten Tranche 3). 

 

Abstimmungsergebnis:  

Der Antrag wird einstimmig angenommen. 

 

5) Vergabe Schulcampus: Abbruch, Infrastruktur, Erdarbeiten 

Abbrucharbeiten von Gebäuden und Gebäudeteilen (EFH, Doppelgarage, Turnhalle Alt), 

Leitungsumlegungen, Infrastrukturmaßnahmen, Leitungsneuverlegungen, Erdarbeiten und 

Vorbereitungen für Tiefbau und Spezialtiefbau, Retentionsanlagen, Baugrubensicherung als 

zurückgeankerte Spritzbetonsicherung beim Aushub der neuen Doppelturnhalle, Erstellung von einem 

Arbeitsplanum für die Pilotierungsarbeiten der Bodenplatte Erweiterung VS und zusätzlicher 

Bodenaustausch unter der Bodenplatte der Doppelturnhalle, für die Etappe 1 (Neubauten). 
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Das Prüfergebnis ist der Beilage zu entnehmen. 

 

Nach rechnerischer und sachlicher Prüfung wird wie vom Ausschreiber vorgeschlagen, den Auftrag für 

das Gewerk Erd-, Abbruch- und Infrastrukturarbeiten Etappe1 (Neubauten) zu einer Auftragssumme 

von netto EUR 1.585.000,00 an die Firma Oberhauser & Schedler Bau GmbH, Andelsbuch zu 

vergeben. 

 

Vergleich zur Kostenberechnung: 

Dieses Gewerk ist in der Kostenberechnung mit netto EUR 1.481.916,17 enthalten. Die geprüfte 

Angebotssumme von netto EUR 1.585.000,00 übersteigt die Kostenberechnung daher um netto EUR 

103.083,83. Begründet wird dies von der ausschreibenden und prüfenden ÖBA mit der zusätzlich 

erforderlichen Baugrubensicherung als rückverankerte Spritzbetonschale aufgrund dem 

geotechnischen Gutachten, mit dem zusätzlich erforderlichen Bodenaustausch unter der Bodenplatte 

der neuen Doppelturnhalle aufgrund der schlechten Bodenverhältnisse gemäss geotechnischem 

Gutachten, dem zusätzlichen Abbruch der Doppelgarage auf dem Nachbargrundstück und die 

zusätzlich erforderliche Ausführung von einem Arbeitsplanum (provisorische Kiesschüttung) für die 

Pilotierungsarbeiten unter der Bodenplatte der Erweiterung VS. Dies sind Punkte, die sich erst im 

weiteren Projektverlauf zusätzlich ergeben haben und vorher nicht absehbar waren und daher nicht 

kalkuliert wurden. Die diesbezügliche Überschreitung muss daher aus der dafür vorgesehenen Reserve 

für Unvorhergesehenes (KG09) bedient werden. In diesem Zusammenhang zu erwähnen ist, dass bei 

den bisher erfolgten Vergaben von Bauleistungen/ Bauaufträgen für die vorgezogenen Massnahmen 

(7 Gewerke) in Summe eine Budgetunterschreitung von netto EUR 99.975,06 erzielt werden konnte. 

 

Begründung: 

Alle Angebote wurden ordentlich und vollständig ausgefüllt. Nach rechnerischer und technischer 

Prüfung hat sich ergeben, dass die Firma Oberhauser & Schedler Bau GmbH Bestbieter mit einem 

Vorsprung von rund 5,27 % gegenüber dem zweitgereihten Bieter ist. Aufgrund der wirtschaftlichen 

Vorteilhaftigkeit und technischen Eignung sowie der Einhaltung der Vergabekriterien spricht aus Sicht 

des Ausschreibers und der ÖBA nichts gegen eine Vergabe an die Firma Oberhauser & Schedler Bau 

GmbH. 

 

Es wird der 

A n t r a g 

 

gestellt, die Gemeindevertretung der Marktgemeinde Hörbranz möge beschließen: 

 

Die Gemeindevertretung beschließt nach erfolgter rechnerischer und sachlicher Prüfung durch die 

Schmelzenbach Baumanagement GmbH, dem übermittelten Vergabevorschlag zuzustimmen und den 

Auftrag für das Gewerk „Erd-, Abbruch- und Infrastrukturarbeiten Etappe (Neubauten)“ in einer 
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Auftragssumme von netto EUR 1.585.000,00 an die Firma Oberhauser & Schedler Bau GmbH, 

Andelsbuch, zu vergeben. 

 

Abstimmungsergebnis:  

Der Antrag wird einstimmig angenommen. 

 

6) Grundsatzbeschluss: Anmietung der Räumlichkeiten für Kindergarten und 

Kinderbetreuung sowie vorübergehende Anmietung der Turnhalle im Forum 

Leiblachtal 

Die Marktgemeinde Hörbranz steht vor der Herausforderung, bestehende Kinderbetreuungsgruppen 

aus provisorischen oder baulich unzureichenden Standorten in funktionstüchtige, langfristig tragbare 
Räumlichkeiten zu überführen:  

 

• Kindergarten Dorf: Die Kleinkindgruppe „Schneggahüsle“ ist seit Einrichtung in der Küche 
untergebracht. Die Nutzung der Küche war ursprünglich für den Mittagstisch vorgesehen. Eine 

langfristige Nutzung als Gruppenraum ist weder funktional noch räumlich sinnvoll.  

• Ziegelbach (Storchennest & i-Tüpfle): Die bauliche Substanz ist schlecht, die Nutzung nicht 
mehr tragbar. Hinzu kommt, dass diese Räumlichkeiten von Anfang an provisorisch waren und 

nie wirklich gut für Kinderbetreuung geeignet. Sowohl die Mitarbeiterinnen als auch der 

Trägerverein des i-Tüpfle erwarten deutliche Verbesserungen und bezeichnen den Zustand 

mittlerweile als unzumutbar.  

• Kindergarten Leiblach: Der Standort ist aktuell in Betrieb, jedoch das älteste Gebäude im 

Bestand. Eine grundlegende Sanierung oder ein Neubau wird mittelfristig notwendig sein.  
 

Die Prognose aus dem Vorjahr ging davon aus, dass ab 2027 jeweils eine zusätzliche Kleinkindgruppe 

und eine Kindergartengruppe notwendig sein werden – auf Basis des gesetzlichen 

Versorgungsauftrags für 2-Jährige (gemäß KBBG). Diese Entwicklung hat sich in dieser Form bisher 

nicht bestätigt. Für das Kindergartenjahr 2025/26 bestehen noch ausreichend Platzreserven. Dennoch 

zeigt sich aufgrund der baulichen Situation: Ersatzräume müssen geschaffen werden. 

 

Nutzung Forum Leiblachtal – Planung & Potenzial 

Folgende Räumlichkeiten stehen zur Verfügung: 

• 2 Gruppenräume für Kleinkindbetreuung (Erdgeschoss) 

• 1 Kindergartenraum mit Ruheraum und Büros (Obergeschoss) 

• Speiseraum mit Küche 

• Bewegungsraum / Turnhalle (246 m²) 

• Sanitäre Anlagen und Nebenräume 

 

Zusätzlich bestünde laut Verwalter DI Samuel Kegele die Möglichkeit, im Bereich Küche/Speiseraum 

künftig 1–2 weitere Gruppenräume zu schaffen. Damit wäre auch eine spätere Erweiterung denkbar – 

etwa als Ersatz für den Kindergarten Leiblach. Das Gebäude würde für diesen Zweck umfassend 

revitalisiert. Auch interkommunale Kooperationen wären denkbar: Der Standort liegt zentral im 

Leiblachtal und wäre damit auch für eventuelle künftige gemeindeübergreifende Modelle in der 

Kinderbetreuung geeignet. 

 

Vorteil Turnhalle 

• Die Turnhalle mit 246 m² kann optional angemietet werden. 

• Nutzung für Kinderbetreuung, Kindergarten und Sportvereine ist möglich. 

• Sie bietet eine Übergangslösung während der Bauzeit der neuen Gemeindeturnhalle. 

• Eine Mitnutzung oder externe Vermietung ist möglich. 
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Ab Jänner 2026 kann die Turnhalle für zwei Jahre separat angemietet werden. Danach kann sie in den 

Hauptmietvertrag übernommen oder zurückgegeben werden – ein erheblicher Flexibilitätsvorteil. 

In der 3. Gemeindevorstandssitzung vom 26.05.2025 wurde darüber beraten Räumlichkeiten im 

Forum Leiblachtal zu mieten oder selbst Räumlichkeiten zu bauen. Die Kosten dafür wurden 

gegenübergestellt und der Gemeindevorstand hat sich einstimmig für die Nutzung der Räumlichkeiten 

im Forum Leiblachtal ausgesprochen.  

Die monatliche Bruttomiete für die Turnhalle beläuft sich auf EUR 2.543,74; bei einer Indexanpassung 

von 2% ergeben sich für 24 Monate Gesamtkosten von EUR 61.660,26.  Bei den anschließenden 

Verhandlungen des Mietvertrages wurde vereinbart, dass die Vermieterin für die Investitionen des 

Gebäudes zuständig ist und die Instandhaltungskosten von EUR 5.000,00 per anno auf die Miete mit 

EUR 1,00 je Monat zugeschlagen werden. Somit beträgt die Sockelmiete statt EUR 3,00 EUR 4,00 je 

m². Bei den ersten Berechnungen wurde davon ausgegangen, dass spätere Investitionen nach 

Mietbeginn durch die Mieterin getragen werden, wodurch die Miete geringer war. Weiters wurde nach 

nochmaliger Betrachtung es für sinnvoll erachtet, einige zusätzliche Sanierungen doch schon gleich 

vor Mietbeginn durchzuführen (insbesondere Fenstertausch, Vordächer). Diese Kosten für 

Sanierungen und Umbauten wurden in der Mietkalkulation zugeschlagen. Zudem ergab sich, dass die 

Förderung für die Investitionen des Vermieters nunmehr nicht auf 1/3 der Gesamtkosten, sondern auf 

lediglich 25% beläuft. Aufgrund erwähnter Änderungen ergeben sich folgende Zahlen:  

Mietlösung (ohne Turnhalle): 

- Startbelastung erstes Jahr: EUR 7.460,53/ Monat netto (rund € 1.370,00 mehr als bei der 

Empfehlung durch den Vorstand) 

- Valorisierung ab 2027: 2% jährlich 

- bei einer Laufzeit von 20 Jahren ist mit Nettokosten von EUR 2.204.258,48 zu rechnen  

- den Kosten der Mietvariante stehen Kosten von EUR 3.431.687,26 eines Eigenbaus auf 20 

Jahre gerechnet gegenüber. Betriebskosten sind jeweils berücksichtigt. 

 

Gemeindevertreter Dominik Greissing sprach sich gegen einen Kindergarten im ehemaligen Salvator-

Kolleg (Forum Leiblachtal ) aus und forderte stattdessen den Ausbau gemeindeeigener Infrastruktur. 

Zudem bat er um eine Liste aller öffentlichen Institutionen mit Gemeinde-Beteiligung, die dort 

eingemietet sind. 

 

Bürgermeister Andreas Kresser hielt fest, dass an gemeindeeigener Beteiligung im Forum der 

Sozialsprengel mit den Büros, die die Tagesbetreuung des Sozialsprengels sowie der Jugendraum des 

Sozialsprengels zu finden sind. Ebenso hielt er fest, dass die Standortwahl im Ausschuss und Vorstand 

geprüft und als pragmatische, kostengünstige Lösung während der aktuellen Investitionsphase 

empfohlen wurde. Hinsichtlich der Förderung müsse noch nachverhandelt und abgewartet werden. 

Ebenso informiert er, dass im Zuge der Anmietung von Räumen für die Kinderbetreuung im Forum 

Leiblachtal auch die Mitnutzung des Turnsaals während der Bauphase des Schulcampus möglich ist. 

So soll insbesondere das Vereinsleben abgesichert werden; bei Bedarf kann die Nutzung auch danach 

fortgesetzt werden. 

 

Gemeindevertreterin Heide Maria Jäger betont, dass sie eine Nutzung gemeindeeigener Gebäude 

grundsätzlich bevorzugt, da Investitionen in fremde Immobilien keinen Mehrwert für die Gemeinde 

schaffen. Bürgermeister Kresser entgegnet, um Missverständnisse vorab zu klären, dass in diesem Fall 

keine Investitionen in das Gebäude selbst erfolgen, sondern lediglich Miete gezahlt wird. 

Es wird der 

A n t r a g 

 

gestellt, die Gemeindevertretung der Marktgemeinde Hörbranz möge beschließen: 
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Die Gemeindevertretung möge der Empfehlung des Gemeindevorstandes folgen und einen 

Grundsatzbeschluss zur Abschließung eines Mietvertrages für zukünftige Räumlichkeiten der 

Kinderbetreuungseinrichtungen im Forum Leiblachtal auf Basis der erläuterten Konditionen zu 

schließen. 

Zudem wird der Grundsatzbeschluss gefasst, einen Mietvertrag für den Zeitraum 01.01.2026 bis 

31.12.2027 für die Turnhalle beim Forum Leiblachtal nach erläuterten Konditionen mit Option auf 

Verlängerung zu schließen. Die Mietverträge sollen bis zur nächsten Gemeindevertretungssitzung final 

ausgearbeitet werden. 

 

Abstimmungsergebnis:  

Der Antrag wird mehrheitlich angenommen (24 zu 3). 

 

7) Änderung Landesradroute Freizeit 

Die Gemeinden Hohenweiler, Lochau und Hörbranz haben sich 2012 auf ein regionales 

Radroutenkonzept geeinigt. Die Gemeinde hat das Konzept von Besch und Partner am 21.11.2012 

beschlossen. 

 

Was hat sich seither getan? 

Mit der zusätzlichen Bauflächenwidmung für die Firma Rupp Food hat sich die Gemeinde im Sinne des 

öffentlichen Interesses per Vertrag die Verwendung des privaten Grundstücks entlang der Leiblach 

gesichert. 

 

Zum folgenden Planausschnitt 

Das Radroutenkonzept in der vorliegenden Form enthält auf folgendem Planausschnitt aus VOGIS 

(weicht in der farblichen Darstellung vom beschlossenen Konzept ab): 

 

Dick rot markiert, die örtliche Hauptradroute 

Dick grün markiert, die landesradroute Alltag 

Gelb-grün markiert, die Landesradroute Freizeit 

 

Dünn rot markiert, die beantragte Verlegung der Landesradroute Freizeit 

 

Wenn für die Errichtung einer Radweganlage um Förderung beim Land angesucht wird, dann muss die 

Anlage dem Radroutenkonzept entsprechen. 
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Die Änderung 

 

Grün-gelber Abschnitt: Landesradroute Freizeit derzeit, Abschnitt 793 m lang, diese Trasse wird 

aufgegeben. 
 

Rot: Verlegung der Landesradroute entlang Leiblach auf die 584 m lange Trasse. 

Es gibt auf dieser Trasse noch keinen ausgebauten Weg, sondern nur einen Trampelpfad. 

Derzeit wird das Gehen auf diesem Trampelpfad vom Grundeigentümer bis auf Widerruf erlaubt. 

 

Vorteile bei Umlegung der Trasse 

 

• Die Route an der Leiblach ist landschaftlich interessanter für den Freizeitverkehr  

• Familien befahren lieber Radwege als im Mischverkehr mit KFZ  

• Die Strecke verkürzt sich um 200 m  

• Der LKW-Verkehr um Rupp Food wird umfahren  

• Die unübersichtliche Einmündung Schwabenweg in Leiblachstraße wird umfahren  

 

Nachteile bei Umlegung der Trasse 
 

• Es wird eine zusätzliche Verkehrsfläche geschaffen mit dem zusätzlichen Instandhaltungsaufwand.  

• Umliegende Wohnquartiere haben geringen Nutzen an dieser Strecke, da diese extra dorthin 

fahren müssten, um davon profitieren zu können, somit werden diese weiterhin auf der 

Leiblachstraße fahren müssen, wodurch zwei Strecken für den Radfahrer organisiert werden 

müssen. Stellt sich die Frage, ob das eingesetzte Geld besser für eine Qualitätsverbesserung an 

der bestehenden Route verwendet werden soll. Z.B. mit straßenbegleitenden Bäumen zur 

Beschattung und Klimaanpassung, Straßengestaltung zur Geschwindigkeitsreduktion, Gestaltung 

der Kreuzungsbereiche. Davon würden auch die Anwohner an der Leiblachstraße im Sinne der 

Wohn- und Aufenthaltsqualität profitieren. 

 
Der Mobilitäts- und Straßenausschuss hat sich mit 4:1 Stimmen für die Verlegung der 

Landesradroute Freizeit ausgesprochen. Sitzung vom 17.06.2025. 
 

Wenn die Gemeindevertretung der vorgeschlagenen Trassenänderung zustimmt, wird der Antrag auf 

Änderung an das Land, Abteilung Straßenbau, gestellt. Für den Antrag ist ein erster Trassenentwurf 

mit Verlauf, Breite und Ausstattung erforderlich. Die Abteilung Straßenbau wird das Prüfen und auch 

mit den beiden anderen Gemeinden abstimmen. 

 

Der nördliche Teilabschnitt befindet sich auf dem Grundstück des Abwasserverbands Leiblachtal, der 

diesen Abschnitt derzeit als Zufahrt zum Messschacht verwendet, der sich auf dem Grundstück Rupp 

Food befindet. Die Zustimmung des Abwasserverbands wird eingeholt, sobald die Gemeindevertretung 

der Trassenänderung zustimmt. 

 

Gemeindevertreter Dominik Greissing zeigt sich erfreut über die erzielte Einigung zur neuen Führung 

der Landesradroute Freizeit entlang der Leiblach. Er hebt hervor, dass die geplante Verlegung aus 

dem Betriebsgebiet heraus zu einer deutlich sichereren und attraktiveren Strecke für alle wird – 

insbesondere für Radfahrende, Anrainerinnen und Anrainer sowie Familien mit Kindern. Besonders 

positiv hebt er hervor, dass mit der neuen Route ein zukunftsweisender Beitrag zur sanften Mobilität 

und zur Förderung des Radverkehrs in der Region geleistet wird. 

 

Gemeindevorstand Josef Siebmacher unterstützt die neue Führung der Radroute und fragt, ob eine 

durchgehende Trasse direkt entlang der Leiblach, insbesondere nach der Autobahnunterführung, 

realisierbar wäre. Bürgermeister Andreas Kresser erklärt dazu, dass dies derzeit an der fehlenden 
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Bereitschaft der Grundeigentümer scheitert. Zudem führt er aus, dass eine Radroute im öffentlichen 

Wassergut im betroffenen Abschnitt in Erwägung gezogen wurde, aber laut Behörden nicht 

genehmigungsfähig ist und daher verworfen wurde. Die gewählte Lösung wurde zudem bevorzugt, da 

sie deutlich weniger Fläche versiegelt. 

 

Es wird der 

A n t r a g 

 

gestellt, die Gemeindevertretung der Marktgemeinde Hörbranz möge beschließen: 

 

Auf Änderung der Landesradroute Freizeit im Bereich der Firma Rupp Food so wie planlich dargestellt. 

 

Abstimmungsergebnis:  

Der Antrag wird einstimmig angenommen. 

 

8) Delegierung in Prüfungsausschuss Gemeindeverband Leiblachtal Digital 

Für den Gemeindeverband Leiblachtal Digital ist es erforderlich, ebenfalls Mitglieder in den dortigen 

Prüfungsausschuss zu entsenden. Bisher wurde diesbezüglich noch keine Delegierung vorgenommen. 

 

Gemeindevertreter Dominik Greissing beantragt, dass aus Transparenz- und Kontrollgründen sinnvoll 

wäre, traditionsgemäß in allen Verbänden und Kooperationen die Obleute des Prüfungsausschusses 

und deren Stellvertretung als Prüforgane zu entsenden. Daher beantragt er, dieses Prinzip auch im 

Gemeindeverband Leiblachtal Digital umzusetzen. 

 

Bürgermeister Andreas Kresser stellt somit den adaptierten Antrag und informiert, dass laut den 

rechtlichen Vorgaben die Entsendung namentlich erfolgt – es können somit keine Funktionen im 

Protokoll und bei Verbänden als Entsendung benannt werden. 

 

Es wird der 

A n t r a g 

 

gestellt, die Gemeindevertretung der Marktgemeinde Hörbranz möge beschließen: 

 

- Manuela Sicher als Prüfungsausschussmitglied und Stefan Fischnaller als Ersatzmitglied aus dem 

Prüfungsausschuss Finanzverwaltung Leiblachtal abzuberufen. Im gleichen Zuge 

- Prüfungsausschussobmann Bayram Ceper und Heide Maria Jäger, als Stellvertreterin in den 

Prüfungsausschuss Finanzverwaltung Leiblachtal zu entsenden und ebenso 

- Prüfungsausschussobmann Bayram Ceper und Heide Maria Jäger, als Stellvertreterin, in den 

Prüfungsausschuss des Gemeindeverbands Leiblachtal Digital zu entsenden. 

 

Abstimmungsergebnis:  

Der Antrag wird einstimmig angenommen. 
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9) Abgangsdeckung gemeindeeigener Unternehmen 

Aufgrund der vorgelegten bzw. festgestellten Jahresabschluss 2024 kam es zu folgendem 

Jahresfehlbetrag bei der Sozialzentrum Josefsheim Betriebs-GmbH: 

 

EUR 515.726,81 

 

Die Marktgemeinde Hörbranz ist 100%-Gesellschafterin der GmbH – die Fehlbeträge sind daher für 

eine ordentliche Gebarung seitens der Marktgemeinde abzudecken. 

 

Gemeindevertreterin Dr. Heide-Maria Jäger bewertete den Rechnungsabschluss zwar rechnerisch als 

korrekt, bezeichnete das wirtschaftliche Ergebnis jedoch als äußerst problematisch. Sie verwies 

darauf, dass in den vergangenen Jahren erhebliche Defizite entstanden seien, was einem 

durchschnittlichen Fehlbetrag von etwa 350.000 Euro pro Jahr entspreche. Ihrer Einschätzung nach 

müsse sich die Gemeinde grundsätzlich mit der Frage auseinandersetzen, ob sie dauerhaft ein Alters- 

und Pflegeheim betreiben und erhalten wolle. Eine solche Entscheidung hätte weitreichende 

Konsequenzen für die Priorisierung kommunaler Ausgaben und würde unpopuläre, aber konsequente 

Maßnahmen erfordern. 

 

Bürgermeister Andreas Kresser bestätigte die bestehenden strukturellen Herausforderungen im 

Josefsheim und wies darauf hin, dass bereits eine neue Geschäftsführung eingesetzt worden sei, die 

in kurzer Zeit erste positive Entwicklungen angestoßen habe. Er betonte, dass sich die Gemeinde aktiv 

mit der Herausforderung auseinandersetze und bereits einschneidende Entscheidungen getroffen 

habe. Ziel sei es, im kommenden Jahr ein besseres Ergebnis zu erzielen – durch gezielte Maßnahmen 

und verstärkte Kontrollmechanismen. 

Da keine weiteren Wortmeldungen erfolgten, leitete Bürgermeister Andreas Kresser zur Abstimmung 

über den nachstehenden Antrag über. 

 

Es wird der 

A n t r a g 

 

gestellt, die Gemeindevertretung der Marktgemeinde Hörbranz möge beschließen: 

 

Die Marktgemeinde Hörbranz deckt den gesamten Fehlbetrag für das Jahr 2024 in Höhe 

von EUR 515.726,81 der Sozialzentrum Josefsheim Betriebs-GmbH ab. Der Betrag soll 

sobald als möglich überwiesen werden. 

 

Abstimmungsergebnis:  

Der Antrag wird einstimmig angenommen. 

 

10) Widmung Gst-Nr 295/23 am Staudachweg, 2. Beschlussfassung 

Die von der Gemeindevertretung am 06.11.2024 beschlossene Änderung (Entwurf) des 

Flächenwidmungsplanes lagt gemäß § 23 in Verbindung mit § 21 Raumplanungsgesetz, LGBl.Nr. 

39/1996 i.d.g.F., vom 11.11.2024 bis 09.12.2024 im Gemeindeamt zur allgemeinen Einsicht auf. Der 

Entwurf wurde auf dem Veröffentlichungsportal der Marktgemeinde Hörbranz in derselben Zeit 

veröffentlicht. 
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Während der Auflage ist eine Stellungnahme der Wasserwirtschaft mit Datum vom 05.12.2024 

eingegangen. 

Das Grundstück liegt innerhalb des Gefahrenzonenplanes und ist durch Überflutung aus dem 

Ziegelgraben gefährdet. 

Auf Grund der Stellungnahme hat der Antragsteller eine Hydraulische Untersuchung in Auftrag 

gegeben. Die Hydraulische Untersuchung mit Datum vom 24.04.2025 wurde der Wasserwirtschaft zur 

Kenntnis gebracht. 

Die Wasserwirtschaft hat mit Schreiben vom 14.05.2025 festgehalten, dass eine Bebauung des 

Grundstücks möglich ist. 

 

Es liegt ein Raumplanungsvertrag vor, der die Mindestnutzung des Grundstücks vorgibt. 

Eine Bebauung innerhalb der vorgegebenen 7-Jahres-Frist ist dann gegeben, wenn die bauliche 

Nutzung in dem Maß erfolgt, welche mindestens einer Baunutzungszahl von 35 im Sinne des § 4 der 

Baubemessungsverordnung, LGBl.Nr. 29/2010 i.d.g.F., entspricht. 

Sicherungsmittel sind im Raumplanungsvertrag enthalten. 

Mit dem Vertrag ist sichergestellt, dass auf Gst-Nr 295/23 vom Eigentümer ein Geh- und Fahrrecht für 

die Gemeinde eingetragen wird. Die Breite beträgt 1,5 m. Sollte es zu weiteren Widmungen an den 

angrenzenden Bauerwartungsflächen kommen, so kann dort wiederum ein Geh- und Fahrrecht 

eingetragen werden. 

 

Änderung der Flächenwidmung 

 

Gst-Nr. Flächenwidmung alt Flächenwidmung neu Fläche ca. m2 

295/23 Bauerwartungsfläche 

Wohngebiet 

Baufläche Wohngebiet 382,3 

295/23 Bauerwartungsfläche 

Wohngebiet 

Verkehrsfläche Straße 34,5 

295/23 Verkehrsfläche Straße Baufläche Wohngebiet 77,4 

 

Die beantragte Widmungsänderung widerspricht den Raumplanungszielen an dieser Stelle nicht. Es 

handelt sich um eine Bauerwartungsfläche, die im beschlossenen räumlichen Entwicklungsplan 

innerhalb der Siedlungsgrenze liegt. 

 

Es wird der 

A n t r a g 

 

gestellt, die Gemeindevertretung der Marktgemeinde Hörbranz möge beschließen: 

 

Auf Teilabänderung des Flächenwidmungsplanes nach §§ 21 und 23 Raumplanungsgesetz, i.d.g.F. für 

eine Teilfläche aus Gst-Nr 295/23 laut Erläuterungsbericht, Verordnungstext mit Plan vom 29.10.2024, 

Planlegende und Index. Die von der Widmungsänderung umfasste Fläche beträgt ca. 494 m². 

 

Auf Genehmigung des Raumplanungsvertrages. 

 

Abstimmungsergebnis:  

Der Antrag wird einstimmig angenommen. 
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11) Widmung Gst-Nr 452 am Straußenweg, 2. Beschlussfassung 

Die vom Gemeindevorstand am 22.04.2025 beschlossene Änderung (Entwurf) des 

Flächenwidmungsplanes lag gemäß § 23 in Verbindung mit § 21 Raumplanungsgesetz, LGBl.Nr. 

39/1996 i.d.g.F., vom 28.04.2025 bis 28.05.2025 im Gemeindeamt Hörbranz zur allgemeinen Einsicht 

auf. Der Entwurf wurde auf dem Veröffentlichungsportal der Marktgemeinde Hörbranz in derselben 

Zeit veröffentlicht. 

 

Während der Auflage ist eine Stellungnahme der Stadt Lindau eingelangt, die besagt, dass die 

Belange der Stadt Lindau durch die Planung nicht berührt sind. 

Mit 26.05.2025 ist eine Stellungnahme der Wasserwirtschaft datiert, welche die Änderung zur Kenntnis 

nimmt. 

 

Die Umwelterheblichkeitsprüfung konnte positiv abgeschlossen werden.  

Das Ergebnis liegt bei. 

 

Der Raumplanungsausschuss hat sich am 13.06.2023 mit dem Antrag befasst und eine 

Widmungsempfehlung abgegeben. 

 

Die Arbeitsgruppe Räumlicher Entwicklungsplan hat empfohlen, gegenständliche Fläche aus Gst-Nr 

452 (vormals Gst-Nr 453/1) in die Siedlungsgrenze aufzunehmen. 

Das wurde im Räumlichen Entwicklungsplan berücksichtigt und derselbe am 11.12.2024 von der 

Gemeindevertretung beschlossen. 

 

Gst-Nr Flächenwidmung alt Flächenwidmung neu Fläche ca. m2 

452 Freifläche 

Landwirtschaftsgebiet 

Baufläche Mischgebiet 1.438,1 

 

Ein Raumplanungsvertrag liegt vor. 

Die Mindestnutzung ist gegeben, wenn zur derzeitigen Bebauung mindestens eine weitere Wohnung 

untergebracht wird. 

Als maximale Nutzung des neu gewidmeten Grundstücks wird festgelegt, dass die derzeit durch 

Wohnhaus und Wirtschaftsgebäude bebaute Grundfläche um nicht mehr als 10% ausgeweitet wird. 

Die maximale Bauhöhe wird mit der derzeitigen Firsthöhe + 1,0 m festgelegt. 

Gemeindevertreter Hans Metzler erklärt sich bei diesem Tagesordnungspunkt als befangen und nimmt 

an Beratung und Abstimmung nicht teil. 

 

Es wird der 

A n t r a g 

 

gestellt, die Gemeindevertretung der Marktgemeinde Hörbranz möge beschließen: 

 

Auf Änderung des Flächenwidmungsplanes nach §§ 21 und 23 Raumplanungsgesetz, i.d.g.F. für eine 

Teilfläche aus Gst-Nr 452 am Straußenweg, laut Erläuterungsbericht, Plan Zahl 09- 2023 vom 

28.05.2025, Planlegende, Flächenwidmungsplanindex und Verordnung. 

 

Auf Genehmigung des vorliegenden Raumplanungsvertrages. 

 

Abstimmungsergebnis:  



 

  17 von 21 

Der Antrag wird einstimmig angenommen. 

 

12) Widmung Gst-Nr 56/1 am Kirchweg. 2. Beschlussfassung 

Die von der Gemeindevertretung 21.01.2021 beschlossene Änderung (Entwurf) des 

Flächenwidmungsplanes lag gemäß § 23 in Verbindung mit § 21 Raumplanungsgesetz, LGBl.Nr. 

39/1996 i.d.g.F., vom 15.02.2021 bis 15.03.2021 im Gemeindeamt Hörbranz zur allgemeinen Einsicht 

auf. Der Entwurf wurde auf der homepage der Marktgemeinde Hörbranz in derselben Zeit 

veröffentlicht. 

 

Während der Auflage sind folgende Stellungnahmen mündlich oder schriftlich eingelangt: 

Bettina Swete, Fernanda Backer, Güngörme Tülay, Fam. Maria Bührer, Markus Schupp, Daniel 

Mangold, zusammengefasst in einer Beilage. 

 

Alexander Swete und Bettina Swete in der umfangreichen Stellungnahme vom 14.03.2021. 

 

Reinhard Reischle für die Familie Reischle 10.03.2021. 

 

Die Gemeindevertretung hat auf der Beschlussfassung vom 21.01.2021 festgelegt, dass bis zur 2. 

Beschlussfassung der Raumplanungsvertrag vorliegen muss, der die Art und Weise der Bebauung 

festlegt. 

Die Eigentümer haben eine Baumassenstudie erstellen lassen. Die Studie liegt vor und ist mit 

05.06.2024 datiert. Der Gestaltungsbeirat der Gemeinde hat sich am 20.06.2024 mit der 

Baumassenstudie befasst und ist der Ansicht, dass sich die Variante 5 in das Kirchareal gut einfügt. 

 

Der Raumplanungs- und Bauausschuss hat sich am 17.06.2025 nochmals mit der Baumassenstudie 

(Variante 5) und den Festlegungen beschäftigt, die im Raumplanungsvertrag abgebildet sein sollen. 

Die Festlegungen sind in den Vertrag übernommen. 

 

Folgende Empfehlungen geben die Mitglieder einstimmig für die Festlegungen im 

Raumplanungsvertrag ab: 

• 4 Baukörper 

• Mindestens 1 Baukörper ist von einer gemeinnützigen Wohnbaugesellschaft zu bebauen 

• Maximale Geschossanzahl: UG, EG, 1. OG, 2. OG 

• Minimale Baunutzung: BNZ 55 bezogen auf die Grundfläche von 3.342 m2 

• Maximale Baunutzung: BNZ 70 bezogen auf die Grundfläche von 3.342 m2 

• Ein Satteldach für alle 4 Baukörper wird festgelegt. 

• Die Firstrichtung und Proportionen der Baukörper werden aus der ortsbaulichen Studie vom 

05.06.2025 übernommen. 

• Die Mindestanzahl der Ab- und Einstellplätze wird festgelegt mit 1,0 KFZ Ab- und Einstellplätze je 

Wohnung des gemeinnützigen Wohnbauträgers und mit 1,2 KFZ Ab- und Einstellplätze für die 

übrigen Wohnungen. 

• Am Kirchweg gibt der Grundeigentümer einen Streifen von 1,5 m Breite kostenlos an die 

Gemeinde ab, sodass die Errichtung eines Gehsteigs ermöglicht wird. Die Errichtungskosten 

werden von der Gemeinde getragen. 

 

Änderungswunsch Antragsteller: 

Formulierung „Die Firstrichtung und Proportionen der Baukörper werden aus der ortsbaulichen Studie 

vom 05.06.2025 übernommen.“ soll etwas abgeschwächt werden, dass in der Detailplanung nicht jede 

Baulinie, Höhe etc. auf den cm definiert ist. 
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Neue Formulierung: Die Firstrichtung und Proportionen der Baukörper orientieren 

sich an der ortsbaulichen Studie vom 05.06.2025. 

 

Die Gemeindevertretung hat mit Beschluss des Räumlichen Entwicklungsplanes am 11.12.2024 

festgelegt, dass gegenständliche Fläche innerhalb der Siedlungsgrenze liegt. 

 

Im Vergleich zur ersten Beschlussfassung ist nun eine Verkehrsfläche (Gehsteig) enthalten. 

Zwischenzeitlich wurde das Grundstück auch vermessen und eine Grundteilung durchgeführt. Es bleibt 

eine Restfläche Bauerwartungsfläche, weil die Eigentümerin in absehbarer Zeit keine baulichen 

Änderungen vornehmen möchte. Die zur Widmung beantragte Fläche hat sich verkleinert gegenüber 

der 1. Beschlussfassung verkleinert. 

 

Es wurden seitens der Eigentümer Vorschläge an die Eigentümer des Gst 56/3 (Kaplanhaus) gerichtet. 

Stand ist bislang der, dass die genehmigte Bebauung des Gst 53/3 nicht in die Planung einbezogen 

werden kann. Auch eine gemeinsame Zufahrt ist derzeit nicht möglich. 

 

Gst-Nr Flächenwidmung alt Flächenwidmung neu Fläche ca. m2 

56/1 Bauerwartungsfläche 

Wohngebiet 

Baufläche Wohngebiet 2.283,6 

56/1 Bauerwartungsfläche 

Wohngebiet 

Verkehrsfläche Straße 30,6 

56/1 Freifläche 

Landwirtschaftsgebiet 

Baufläche Wohngebiet 885,1 

56/1 Freifläche 

Landwirtschaftsgebiet 

Verkehrsfläche Straße 26,4 

Gemeindevertreter Sidonie Freuis erklärt sich bei diesem Tagesordnungspunkt als befangen und 

nimmt an Beratung und Abstimmung nicht teil. 

 

Es wird der 

A n t r a g 

 

gestellt, die Gemeindevertretung der Marktgemeinde Hörbranz möge beschließen: 

 

Auf Änderung des Flächenwidmungsplanes nach §§ 21 und 23 Raumplanungsgesetz, i.d.g.F. für Gst-

Nr 56/1 am Kirchweg, laut Erläuterungsbericht, Plan Zahl 2020-11 vom 23.06.2025, Planlegende, 

Flächenwidmungsplanindex und Verordnung. 

 

Auf Genehmigung des vorliegenden Raumplanungsvertrages. 

 

Abstimmungsergebnis:  

Der Antrag wird einstimmig angenommen. 

 

13) Genehmigung des Protokolls der letzten Gemeindevertretungssitzung 

Das öffentliche Protokoll der 3. Gemeindevertretungssitzung vom 30.04.2025 wird ohne Einwände 

genehmigt und einstimmig angenommen. 

Das nicht öffentliche Protokolle der 3. Gemeindevertretungssitzung vom 30.04.2025 wird einstimmig 

mit eingereichten Änderungen vom 02.07.2025 auf die nächste Sitzung vertagt. 
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14) Widmung Forum Leiblachtal 2. Beschlussfassung 

Mit Eingabe vom 24.03.2025 hat die Liegenschaftsverwaltung Revital Immobilien GmbH um Löschung 

der Vorbehaltswidmung angesucht. Es handelt sich um die Fläche des Forum Leiblachtal (früher 

Salvatorkloster). Die Vorbehaltswidmung ist nicht mehr aufrecht zu erhalten, weil kein Kloster mehr 

betrieben wird. 

 

Der Gemeindevorstand hat am 26.05.2025 den Entwurf einer Teilabänderung des 

Flächenwidmungsplanes beschlossen. 

 

Der Entwurf über die Änderung lag gemäß § 23 in Verbindung mit § 21 Raumplanungsgesetz, LGBl.Nr. 

39/1996 i.d.g.F., vom 27.05.2025 bis 24.06.2025 im Gemeindeamt zur allgemeinen Einsicht auf und 

umfasst die Grundstücke laut beiliegendem Erläuterungsbericht und Grundstücksverzeichnis. Die 

Veröffentlichung erfolgte auf dem Veröffentlichungsportal der Marktgemeinde Hörbranz. 

 

Stellungnahmen während des Auflageverfahrens: 

Der Bürgermeister berichtet, dass bis 24.06.2025 folgende Stellungnahmen eingelangt sind: 

Abt. VIIb Straßenbau vom 18.06.2025, kein Einwand. 

Abt. VIId Wasserwirtschaft 23.06.2025 wird zur Kenntnis genommen 

Situation 

Die Vorbehaltswidmung auf genannten Flächen ist nicht mehr aufrecht zu erhalten. Die darunter 

liegende Fläche ist Baufläche Mischgebiet. 

 

Bezug zum Räumlichen Entwicklungsplan: 

Der räumliche Entwicklungsplan wurde am 11.12.2025 von der Gemeindevertretung beschlossen. Im 

Bereich des Forum Leiblachtals wurde die Siedlungsgrenze festgelegt. Alle genannten Flächen liegen 

innerhalb der Siedlungsgrenze. 

 

Änderung der Flächenwidmung: 

Laut beiliegendem Grundstücksverzeichnis. 

 

Beurteilung: 

Erschließung (Straße, Trinkwasser, Abwasser) ist gegeben. 

Gefahren sind keine vorhanden. 

Beschränkungen sind keine vorhanden. 

Es finden sich mehrere denkmalgeschützte und nicht geschützte Bauwerke auf den genannten 

Flächen. 

 

Befristung/Raumplanungsvertrag: 

Ist für die Löschung nicht erforderlich. 

 

Festlegung über das Mindestmaß der Baulichen Nutzung: 

Ist für die Löschung nicht erforderlich. 

 

Zusammenfassung: 

Die beantragte Widmungsänderung widerspricht den Raumplanungszielen an dieser Stelle nicht. 

 

Es wird der 
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A n t r a g 

 

gestellt, die Gemeindevertretung der Marktgemeinde Hörbranz möge beschließen: 

 

Auf Änderung des Flächenwidmungsplanes nach §§ 21 und 23 Raumplanungsgesetzt, idgF, für die 

Löschung einer Vorbehaltsfläche für die Grundstücke laut angehängtem Grundstücksverzeichnis. 

Grundlagen sind der Erläuterungsbericht, Plan Zahl: 3-2025 vom 05.05.2025, Planlegende, 

Flächenwidmungsplanindex und die Verordnung. Insgesamt sind ca. 16.232 m2 von der 

Widmungsänderung umfasst. 

 

Abstimmungsergebnis:  

Der Antrag wird einstimmig angenommen. 

 

15) Allfälliges 

Gemeindevertreter Christian Kofler weist darauf hin, dass das Abstimmungsergebnis einer 

vertraulichen Sitzung nach außen getragen und in sozialen Medien veröffentlicht wurde. sieht darin  

einen Verstoß gegen die Vertraulichkeit und betont, dass solche Vorfälle künftig zu vermeiden sind. 
Bürgermeister Andreas Kresser nimmt diesen Hinweis zur Kenntnis. 

Gemeindevorstand Josef Siebmacher gibt die an ihn herangetragene Anfrage zur Nutzung der Küche 
im Sportheim Sandriesel weiter und erkundigt sich, ob diese bis zum neuen Saisonstart genutzt 

werden kann. Bürgermeister Andreas Kresser erklärt dazu, dass die derzeitige Nutzung rechtlich nur 

als Lager zulässig ist. Für einen regulären Küchenbetrieb müsste vorher eine Änderung des 
Flächenwidmungsplans sowie eine positive Umweltverträglichkeitsprüfung durchgeführt und 

genehmigt werden. Bis zum Abschluss dieser Verfahren ist eine Nutzung als Küche nicht gestattet. Es 
wurde ergänzend geprüft, ob sich die Widmung lediglich auf das Gebäude selbst beschränken lässt; 

laut den rechtlichen Vorgaben gilt die Widmung jedoch für die gesamte Anlage. 

 
Zum Bereich Sandriesel merkt Gemeindevertreter Dominik Greissing an, dass bei schönem Wetter 

regelmäßig Autos zum Kiesplatz an die Leiblach fahren und parken, obwohl dort eigentlich kein 
Autoverkehr sein sollte. Es wurde angeregt, ein Fahrverbot einzurichten, um die Autofahrten zu 

unterbinden. Bürgermeister Kresser erklärt, dass eine entsprechende Beschilderung („Geh- und 
Radwegtafel“) bereits bestellt wurde und demnächst aufgestellt wird. 

 

Auf Anfrage von Gemeindevertreter Dominik Greissing sichert Bürgermeister Andreas Kresser zu, die 
auf der Homepage verfügbaren Protokolle der Gemeindevertretung und des Gemeindevorstands sowie 

die veröffentlichten Rechenschaftsberichte auf ihre Aktualität zu überprüfen und gegebenenfalls zu 
aktualisieren. Zum Schluss bedankt sich Dominik Greissing, dass es gelungen ist, wieder einen 

Schularzt für die Gemeinde zu gewinnen, und spricht seinen Dank dafür aus, dass die 

Schuluntersuchungen künftig wieder regelmäßig und verlässlich für alle Schülerinnen und Schüler 
stattfinden können. 

 
Ende der Sitzung 21:30 

 

 

Unterzeichnet, 

     

Andreas Kresser 

Mitgezeichnet, 

Mag. Christian Rebling-Neumayr 
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Hörbranz, am __________ Hörbranz, am __________ 

||GI_PADES_BLOCK_WITHOUT_BORDERS|| 
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